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Akteneinsichtsrecht von Erben
Sachverhalt

Im Todesfall einer verbeiständeten Frau müssen wir damit rechnen, dass die erbberechtigten Kinder umfassende Akteneinsicht verlangen. Der Aufhebungsentscheid geht an alle Erben. Was muss offen gelegt werden?

- die Rechnung mit sämtlichen Belegen?

- Akten des Beistandes?

- Akten der VB?

Erwägungen

1. Grundsätzlich haben die Familienangehörigen kein Einsichtsrecht in die vormundschaftlichen Akten. Weder Kinder gegenüber deren Eltern, noch umgekehrt. Vormundschaftliche Akten stehen unter dem Vormundschaftsgeheimnis (Aldo Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, S. 140 ff., 191 ff.). Dementsprechend haben die Erben grundsätzlich auch kein Anrecht auf Berichtseinsicht, weil Rechenschaftsberichte sich zur persönlichen Situation der betreuten Person äussern, was zur geschützten Persönlichkeitssphäre gehört, soweit die betreute Person nicht von sich aus in urteilsfähigem Zustand die Familienangehörigen (oder Teile davon) oder auch andere Vertrauenspersonen in die persönliche Betreuung einbezogen haben. 


2. In diesem Sinne sieht das Gesetz auch vor, dass nach Ende des vormundschaftlichen Amtes die Betreuungsperson einen Rechenschaftsbericht und eine Schlussrechnung an die Vormundschaftsbehörde zu richten hat (Art. 451 ZGB). Die Vormundschaftsbehörde ist jene Instanz, welche sicherstellen muss, dass die Mandatsträger/innen ihren Verpflichtungen nachkommen. Die Kontroll- und Revisionspflicht obliegt nicht den Angehörigen. 

Die Revisionsaufgaben der Vormundschaftsbehörde sind im Kanton Luzern in § 5 der VO über das Vormundschaftswesen (VVW)nur rudimentär geregelt, dafür werden für die Rechnungsführung des Mandatsträgers detaillierte Vorgaben gemacht (§ 15-26 VVW).

Im Gegensatz dazu werden beispielsweise im Kanton Zürich die Revisionsaufgaben der vormundschaftlichen Behörden in § 114 – 117 EG ZGB ZH umfassender geregelt. Sie können als Massstab und Standard durchaus auch für andere Behörden beigezogen werden. Nach diesen Vorschriften prüft die Vormundschaftsbehörde Bericht und Rechnung und lässt die nötigen Ergänzungen anbringen. Sie kann auch die Beiständin zur Abnahme des Berichtes und der Rechnung einladen. § 115 sieht ausdrücklich vor, dass die Vormundschaftsbehörde das Ergebnis der Prüfung in einem Abschied zusammen fasst und ihn mit Bericht und Rechnung dem Bezirksrat zur Prüfung und Genehmigung überweist. Die Genehmigung der Vormundschaftsbehörde ist deshalb im Kanton Zürich  kein abschliessender Akt, sondern eine Antragstellung an die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde, welche ihrerseits den abschliessenden Entscheid fällt, ob Bericht und Rechnung genehmigt werden (ZVW 1989 S. 35 ff.; H. Hefti, Die vormundschaftliche Amtsführung, 1916, S. 227). Eine allfällige Beschwerde gegen die Schlussrechnungsgenehmigung richtet sich demnach im Kanton Zürich im Gegensatz zum Kanton Luzern nicht gegen den Beschluss der Vormundschaftsbehörde, sondern gegen jenen des Bezirksrats (BGE 5A_578/2008 vom 1. Oktober 2008; zu einem entsprechenden Präjudiz aus dem Kt. Bern vgl. ZVW 5/2002 S. 192, 195 E. 3).


3. Wenn die Schlussrechnung genehmigt ist, wird sie den Erben eröffnet, mit der Möglichkeit, entweder den Prüfungsentscheid mittels Vormundschaftsbeschwerde anzufechten, weil er nicht den gesetzlichen Standards entspricht (BSK ZGB I-Affolter, N 65 zu Art. 451-453), oder aber eine Verantwortlichkeitsklage einzureichen(Art. 454 i.V.m. Art. 430 ZGB). 

Die Anhebung eines Verantwortlichkeitsprozesses ist allerdings kein Schleusenöffner für den Zugang zu den geschützten Persönlichkeitsdaten der betreuten Person, wie dies zuweilen in der Praxis angetroffen wird, wenn „jedermann, der ein Interesse hat“ (Art. 420 Abs. 1 ZGB) , sich zum Verfahrensbeteiligten erklärt und dadurch sich unter dem Vorwand des rechtlichen Gehörs Akteneinsicht verschaffen will. Wird ein Verantwortlichkeitsprozess eingeleitet, dürfen die vormundschaftlichen Organe die ihnen anvertrauten Daten nur soweit offenbaren, als dies zur eigenen Entlastung absolut notwendig ist (Elsener, S. 333).

4. Damit lassen sich Ihre Fragen nach der Offenlegung von Informationen aufgrund des nur beschränkt bekannten Sachverhalts wie folgt beantworten:
a. Rechnung mit sämtlichen Belegen?
Die von der Vormundschaftsbehörde genehmigte Schlussrechnung wird im Kanton Luzern ohne zusätzlichen Genehmigungsvermerk der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (§ 39 lit. e EG ZGB LU; § 5 lit. a-c VVW) den Erben eröffnet unter Hinweis auf die Bestimmungen über die Geltendmachung der Verantwortlichkeit (Art. 453 Abs. 2 ZGB). Die Entlassung des Vormundes und die Genehmigung oder Verweigerung der Schlussrechnung erfolgt nach dem Wortlaut des Bundesrechts (Art. 453 Abs. 3 ZGB) nur noch als Mitteilung, d.h. ohne ausdrücklichen Hinweis auf die Möglichkeit der Vormundschaftsbeschwerde nach Art. 420 Abs. 2 ZGB.

Belege werden nicht eröffnet, es wird auch keine entsprechende Akteneinsicht gewährt, sondern es obliegt der dem Vormundschaftsgeheimnis unterliegenden vormundschaftlichen Kontrollstelle, die Rechtmässigkeit der Rechnung zu überprüfen. Haben die Erben Zweifel daran, können sie Ergänzungen oder Erläuterungen verlangen, soweit diese nicht dem Vormundschaftsgeheimnis unterliegen (z.B. unterliegen Gesundheitsdaten, Vergabungen an Dritte [Freundin/Freund, Vereine, Gemeinschaft etc] oder die Kosten für Freizeitaktivitäten dem Geheimbereich). 

b. Akten des Beistandes
In die Akten des Beistandes habe die Erben grundsätzlich keine Einsicht. Selbst wenn es sie selbst betrifft (z.B. Aufzeichnungen von Gesprächen mit der betreuten Person über ihre Beziehungen mit den Angehörigen), besteht ein Geheimnisschutz, weil die Informationen den Privatbereich der betreuten Person (ihre Sicht der Dinge) betreffen. Der Beistand darf Einsichtsbegehren nicht entsprechen. Die Art dieser Verweigerung ist an keine Form gebunden, d.h. sie kann mündlich oder mittels eines Briefes erfolgen. Weil gegen Handlungen des Beistandes die Vormundschaftsbeschwerde nach Art. 420 Abs. 1 ZGB gegeben ist, kann während der Dauer des Mandates dieser Weg gewählt werden. Nach dem Ende des Mandates (z.B. Tod des Mündels) handelt es sich bei der Verweigerung einer Akteneinsicht allerdings nicht mehr um eine Handlung des Beistandes, weil das Mandat mit dem Tod endet. Das Verfahren dürfte sich deshalb nach dem Datenschutzgesetz richten, wurde hier aber nicht mehr näher untersucht.

c. Akten der Vormundschaftsbehörde?
Hier gilt das Gesagte. Angehörige haben grundsätzlich keine Einsicht in vormundschaftliche Akten der betreuten Person. Ausnahmesituationen können gegeben sein, wenn die Angehörigen als Kläger in einem Entmündigungsverfahren aufgetreten sind. Dann verfügen sie aber selbst über die entsprechenden, das Entmündigungsverfahren betreffende Akten und sind nicht auf die Akten der Vormundschaftsbehörde angewiesen.

Im Zweifelsfall können sich Angehörige, welche sich besser berechtigt fühlen, mittels Vormundschaftsbeschwerde bei der vormundschaftlichen Behörde zur Wehr setzen. Wenn sich demnach im Gespräch mit den Akteneinsichts-Gesuchstellern keine Einigung finden lässt, muss die Vormundschaftsbehörde eine anfechtbare Negativ-Verfügung treffen (Abweisung des Einsichtgesuchs) mit Rechtsmittelbelehrung (Art. 420 Abs. 2 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 7. November 2009
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